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A. Einführung

I. Einleitung

Die Präventive Gewinnabschöpfung, oftmals in Fachkreisen auch PräGe ge-
nannt, stützt sich auf das allgemeine Gefahrenabwehrrecht der Länder und wird 
bereits seit längerem – vermehrt durch die jeweiligen Ordnungsämter seit 2003 – 
sowohl in Niedersachsen als auch in anderen Bundesländern praktiziert. Dabei sind 
mit Blick auf die Rechtsprechung als weitere Bundesländer insbesondere Bayern, 
Bremen und Nordrhein-Westfalen besonders hervorzuheben. Länderübergreifend 
wird mittels der Präventiven Gewinnabschöpfung im Allgemeinen das Ziel ver-
folgt, durch präventiv-gefahrenabwehrrechtliche Sicherstellung und nachfolgende 
Verwertung, in Niedersachsen gemäß §§ 26 ff des Niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG)1 – seit dem 24.05.2019 inhalt-
lich unverändert nach §§ 26 ff des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehör-
dengesetzes (NPOG)2 –, die Rückgabe von zuvor im Rahmen eines Ermittlungs-
verfahrens strafrechtlich sichergestellter Sachen an eine beschuldigte Person zu 
vermeiden, um insbesondere die Gefahr der potentiellen Begehung einer Straftat 
abzuwehren oder auch private Rechte zu schützen. Dabei beinhaltet die Präventive 
Gewinnabschöpfung mehrere Verfahrensschritte. Im 1. Verfahrensstadium werden 
aufgefundene inkriminierte Sachen nach § 26 Nr. 1 oder Nr. 2 Nds. SOG – nun 
gem. § 26 Nr. 1 oder Nr. 2 NPOG – vorläufig sichergestellt. Im 2. Verfahrenssta-
dium wird das Asservat als zwingende Folgemaßnahme nach § 27 Nds. SOG – nun 
§ 27 NPOG  – in Verwahrung genommen. Anschließend wird i. d. R. nach einer 
Frist von einem Jahr, wenn das Asservat nicht an eine berechtigte Person heraus-
gegeben werden kann, ohne dass die Voraussetzungen einer Sicherstellung erneut 
eintreten würden, im 3. Verfahrensstadium die Verwertung der Sache nach § 28 I 
Nr. 4, III Nds. SOG – nun § 28 I Nr. 4, III NPOG – durchgeführt. Nach weiteren 
drei Jahren nach Ablauf des Jahres der Verwertung fällt der durch Verwertung er-
langte Erlös im Rahmen eines Auffangrechtserwerbs nach § 29 I, II Nds. SOG – nun  
§ 29 I, II NPOG – im 4. und abschließenden Verfahrensstadium an den Fiskus. Die 

	 *	Die vorliegende Bearbeitung berücksichtigt die bis zum 15.01.2019 veröffentlichte Recht-
sprechung wie Literatur.
	 1	Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) vom 
19.01.2005, Nds.  GVBl. Nr. 2/2005, S.9, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
16.5.2018, Nds. GVBl. Nr. 6/2018, S. 66. Vergleichbare Regelungen etwa: §§ 40 ff HSOG, 38 ff 
ASOG, 23 ff BremPolG, 43 ff PolG NW, Art. 25 ff BayPAG.
	 2	Durch Art. 1 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung und anderer Gesetze vom 20.05.2019, Nds. GVBl. Nr. 8/2019, S. 88–105, 
in Kraft seit dem 24.05.2019.
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vorliegende Bearbeitung konzentriert sich auf eine eingehende Untersuchung der 
hinsichtlich des 1. Verfahrensstadiums bestehenden Problematiken, insofern der 
sich i. d. R. einer strafrechtlichen anschließenden präventiv-gefahrenabwehrrecht-
lichen Sicherstellung inkriminierter Sachen. Der unmittelbare Anschluss einer 
präventiv-gefahrenabwehrrechtlichen Sicherstellung an eine strafrechtliche, die 
mangels Erfüllung der Voraussetzungen einer Einziehung einzustellen ist, wird 
unterschiedlich bewertet und durchaus kontrovers diskutiert. Im Rahmen der vor-
liegenden Arbeit wird die Zulässigkeit einer Präventiven Sicherstellung inkrimi-
nierter Sachen mit Blick auf das 1. Verfahrensstadium anhand der niedersächsi-
schen Rechtslage eingehend untersucht – insb. auch unter Berücksichtigung der 
Novellierung des Nds. SOG mit Gesetz vom 20.05.2019.3

Die vorliegende Arbeit behandelt die rechtlichen Aspekte der Präventiven Ge-
winnabschöpfung nach dem niedersächsischen Polizei- und Ordnungsrecht. Wäh-
rend der überwiegenden Zeit der Bearbeitung der Thematik durch diese Dissertation 
galt das Nds. SOG.4 Im Stadium der Letztüberarbeitung trat die Novellierung zum 
NPOG in Kraft. Da sich die für die Präventive Gewinnabschöpfung relevanten 
Normen der §§ 26 ff Nds. SOG nach der Reform inhaltlich nicht grundlegend von 
den nun geltenden §§ 26 ff NPOG unterscheiden, stellt diese Arbeit weiterhin auf die 
Regelungen des Nds. SOG ab, geht am Ende der Arbeit jedoch auf die Auswirkun-
gen der Reformierung für die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit ein. Vorgreifend 
sei erwähnt, dass eine explizite Regelung der Präventiven Gewinnabschöpfung 
auch im gegenwärtig geltenden NPOG nicht enthalten ist. Jedoch sah ein Gesetzes-
entwurf vom 03.08.20165 die Einführung eines § 26a NGefAG-E vor, der von der 
Rechtsprechung aufgezeigte Regelungslücken schließen wollte. Der Gesetzesent-
wurf von 2016 wurde aber in der 17. Legislaturperiode weder verabschiedet noch 
in der neuen Legislaturperiode wiedereingebracht. Stattdessen wurde der Geset-
zesentwurf durch einen neuen, inhaltlich veränderten Entwurf vom 08.05.20186 
„abgelöst“. Dieser sah mit der Einführung eines § 29a NPOG-E die Schaffung einer 
noch weitergehenden, generellen Sicherstellungsmöglichkeit von Buchgeld sowie 
dazugehörigen Folgemaßnahmen vor. Von den vorgeschlagenen Änderungen und 
ergänzenden Neuerungen zu § 26 Nds. SOG nahm der Gesetzgeber jedoch wie-
der Abstand. Einzig § 28 Nds. SOG wurde im neuen NPOG um einen Abs. 4 S. 1, 
die Möglichkeit einer Einziehung, ergänzt. Dabei wurden die in der vorliegenden 
Arbeit aufgezeigten bestehenden Regelungslücken vom Landesgesetzgeber aber 
auch bei der Novellierung des Nds. SOG mit Gesetz vom 20.05.2019 verkannt, so 
dass die Reform keine Änderungen der Ergebnisse der Dissertation bedingt hat.

	 3	Durch Art. 1 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung und anderer Gesetze vom 20.05.2019, Nds. GVBl. Nr. 8/2019, S. 88–105, 
in Kraft seit dem 24.05.2019.
	 4	Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) vom 
19.01.2005, Nds.  GVBl. Nr. 2/2005, S. 9, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
16.05.2018, Nds. GVBl. Nr. 6/2018, S. 66.
	 5	Gesetzesentwurf: Nds.LT, 03.08.2016, Drs. 17/6232, S. 2–23.
	 6	Gesetzesentwurf: Nds.LT, 08.05.2018, Drs. 18/850, S. 1–25.
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Für die Durchführung einer Präventiven Gewinnabschöpfung spricht eine Viel-
zahl von praktischen Erwägungen. So erscheint es sehr reizvoll Gelder, Immobi-
lien oder auch sonstige Gegenstände aus dem kriminellen Kreislauf entnehmen 
zu können, um diese der Allgemeinheit zugutekommen zu lassen und sie z. B. zur 
Gefahrenabwehr einsetzen zu können (Querfinanzierung). So könnte man eventu-
ell Bargeld, welches bei einem Drogendealer sichergestellt worden und schließlich 
dem Staat zugeflossen ist, wiederum zur Drogenbekämpfung einsetzen.

Neben diesen für die Allgemeinheit positiven Aspekten wirft die Präventive 
Gewinnabschöpfung aus rechtlicher Sicht jedoch noch einige Fragen auf, die eine 
nähere Betrachtung der Thematik von Nöten machen. Eine solche Frage ergibt 
sich bereits aus der Wahl der Begrifflichkeit der Präventiven Gewinnabschöpfung. 
Denn geht man von dem Wortlaut der Präventiven Gewinnabschöpfung aus, so 
erscheint es naheliegend, dass es primärer Zweck dieses Konstrukts ist, dem Täter 
seinen Erlös aus begangenen Straftaten zu entziehen, um diesen dem Staat zuzu-
führen.7 Eine Maßnahme des Nds. SOG – nun NPOG –, in diesem Fall nach den 
§§ 26 ff, ist – wie im Späteren näher aufgezeigt – jedoch nur rechtmäßig, wenn sie 
entscheidungstragend zumindest auch gefahrenabwehrrechtlichen Zwecken dient.

Des Weiteren wird die Präventive Gewinnabschöpfung in der Regel erst nach 
Einstellung des Strafverfahrens, nach § 170 II StPO, mangels hinreichenden Tat-
verdachts vorgenommen.8 Hierbei erscheint es jedoch problematisch, inwiefern 
in einer solchen Konstellation noch eine Gefahr begründet werden kann. Eine 
solche Annahme einer Gefahrenlage nach Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
könnte unter Umständen das verfassungsrechtliche Resozialisierungsgebot aus 
Art. 2 I, 1 I GG oder die Unschuldsvermutung nach Art. 2 I GG, Art. 6 II EMRK 
zuwiderlaufen.9

Als weiterer Kritikpunkt wird teilweise vertreten, dass Buchgeld aufgrund 
der fehlenden Körperlichkeit unter keinen Umständen oder jedenfalls nur einge-
schränkt für die Fälle, in denen aufgefundenes Bargeld lediglich zwecks Verwah-
rung auf ein Konto eingezahlt wurde, einen tauglichen Sicherstellungsgegenstand 
darstellen könne; dessen Sicherstellungsfähigkeit wird hierbei kurzer Hand und 
teils ohne mögliche Analogien zu diskutieren abgelehnt.10 Gleiches gilt auch im 
Hinblick auf andere bestehende Forderungen.

Die vorliegende Dissertation wird daher zum einen die soeben erwähnten Fra-
gestellungen näher beleuchten. Darüber hinaus behandelt die Arbeit jedoch noch 

	 7	Siehe auch: OVG Lüneburg, NordÖR 2009, 403 (403 f.).
	 8	So auch im Fall des OVG Lüneburg, NordÖR 2009, 403 (403).
	 9	So etwa auch: Wüstenbecker, RÜ 2009, 663 (666).
	 10	Statt vieler: Graulich, in: Lisken / Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 2018, Kap. E 
Rn. 642; Söllner, in: Pewestorf / Söllner / Tölle, PH Polizei- und OrdnungsR, 2013, Kap. 3 
Rn. 326; vgl. auch: OVG Berlin, B. v. 16.09.2002, Az. 1 N 13.00, JURIS, Rn.11; VGH Mün-
chen, NVwZ-RR 2016, 779 (779 ff); VG Augsburg, Urt. v. 09.09.2014, Az.: Au 1 K 13.1276, 
JURIS, LS. 1, 3, Rn. 24–38, 56–60.


